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Bis dato sehen sich vor allem produzieren-
de, bauende und energieversorgende Un-
ternehmen mit der als Heizungsgesetz be-
zeichneten Novelle des Gebäudeenergiege-
setzes (GEG) konfrontiert. Die Forderung 
nach CO2-Neutralität bis 2045 / 2050 veran-
lasst aber auch alle anderen Unternehmen - 
zumindest im Hinblick auf die Beheizung ei-
gener Büro-, Verwaltungs- und Fabrikge-
bäude - mit einem Planungshorizont von 20 
Jahren und länger zu planen. Die Woh-
nungswirtschaf t ist zur Umstellung des Ge-
bäudebestandes primär auf Fernwärme 
oder Wärmepumpen verpflichtet. In Verbin-
dung mit dem im November 2023 verab-
schiedeten Wärmegesetz sind die rechtli-
chen Grundlagen für die verbindliche Ein-
führung einer flächendeckenden Wärme-
planung durch die Kommunen geschaf fen. 
Das Ende der Ampelregierung scheint je-
doch auch das Ende des Heizungsgesetzes 
einzuläuten. Was ist nun zu tun? Wesentli-
che, das Unternehmen betref fende Verän-
derungen sind auch dann zu berücksichti-
gen, wenn sie nicht – wie das Heizungsge-
setz – gesetzlicher Natur sind. Die Berück-
sichtigung ist einerseits aus der gesetzlichen 
Pflicht zur Risikofrüherkennung und ande-
rerseits aus der gesetzlichen Pflicht zum 
Controlling geboten! Aus Sicht der An-

sof f‘schen Frühaufklärung ist – auch bei 
Rücknahme des Heizungsgesetzes – der 
Weg zur CO2-Neutralität kaum umkehrbar. 
Folgende Signale scheinen in diesem Zu-
sammenhang beachtenswert, nicht nur für 
die Wohnungswirtschaf t!

Wichtige Signale für die  
Wohnungswirtschaf t

Nationale Gesetzgebung, -Verordnungen, 
-Regelungen: Das Bundes-Klimaschutzge-
setz, das die CO2-Neutralität bis 2045 vor-
schreibt (§3 KSG) trat am 18.12.2019 wäh-
rend des Kabinetts Merkel IV und somit vor 
der Ampelregierung in Kraf t. Eine Aufhe-
bung erscheint nach dem Verfassungsge-
richtsurteil zum Klimaschutz (Beschluss 
vom 24. März 2021) unmöglich, da nun der 
Schutz vor Beeinträchtigungen grundrecht-
licher Schutzgüter durch Umweltbelastun-
gen ein Grundrecht nach Art. 2 Abs. 2 Satz 1 
GG darstellt. Gleichzeitig verpflichtet Art. 
20a GG den Staat zum Klimaschutz. Dies 
zielt auch auf die Herstellung von Klimaneu-
tralität. Das Bundesverfassungsgericht stellt 
dazu unmissverständlich klar, dass sich der 
Staat seiner Verantwortung nicht durch den 
Hinweis auf die Treibhausgasemissionen an-
derer Staaten entziehen kann.

EU-Gesetzgebung, -Verordnungen, -Rege-
lungen: EU-weite Klimaneutralität ist eine 
verbindliche Verpflichtung im Rahmen des 
EU-Klimagesetzes. Das von der EU-Kommis-
sion entworfene ESG Legal Framework (En-
vironment Social Governance) definiert die 
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Heizungsgesetz tot?
Reaktion aus Sicht von Controlling und Risikomanagement – 
Praxisbeispiel aus der Wohnungswirtschaf t.  Peter Dietrich

Summary
Die Forderung nach CO2-Neutralität 
verlangt von allen Unternehmen – zu-
mindest im Hinblick auf die Beheizung 
eigener Büro-, Verwaltungs- und Fabrik-
gebäude – mit einem Planungshorizont 
von 20 Jahren und länger zu planen. 
Selbst wenn nicht klar ist, wie es mit 
dem sogenannten „Heizungsgesetz“ 
nach der Bundestagswahl weitergeht, 
ist die Berücksichtigung der darin ent-
haltenen Vorgaben bereits aus den ge-
setzlichen Pflichten zur Risikofrüher-
kennung und zum Controlling geboten. 
Im Beitrag wird anhand des Praxisbei-
spiels eines kommunalen Wohnungs
unternehmens die dafür erforderliche  
Investitionsplanung dargestellt.
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ökologisch und sozial nachhaltige Unternehmensfüh-
rung und den verantwortungsvollen Umgang mit Res-
sourcen und setzt sich aus einzelnen Richtlinien und Ver-
ordnungen zusammen. Die ESG-Verordnungen ver-
pflichten kapitalmarktorientierte Unternehmen, Banken, 
Versicherungen und Genossenschaf ten zur öf fentlichen 
Rechenschaf t, inwieweit ihre Produkte und Dienstleis-
tungen als nachhaltig gelten. Dazu dient auch die EU-
Richtlinie zur Nachhaltigkeitsberichterstattung (Corpo-
rate Sustainability Reporting Directive (CSRD)).

Banken: Banken sind als Erste von der Nachhaltigkeits-
berichterstattung betrof fen, selbstverständlich mit 
Rückwirkung auf ihre Kunden. Von diesen wird zukünf tig 
erwartet, einen Plan zur Transformation des eigenen 
Wohnungsbestandes hin zu Klimaneutralität vorlegen zu 
können. Es ist zwar nicht so - wie häufig kolportiert – 
dass auf Grundlage der EU-Taxonomie Banken ab 2025 
nur noch Kredite an „grüne“ Unternehmen vergeben 
oder bessere Kredite an Unternehmen, die Ihren CO2-
Fußabdruck kennen. Wer sollte denn die Transformation 
zur Klimaneutralität finanzieren, wenn nicht die Banken? 
Aber (Koschowski, Andreas 2024):
„Es gibt heute auch noch nicht die Formel, dass je grüner ein 
Projekt ist, desto besser der Zinssatz wäre, auch wenn es am 
Markt schon das eine oder andere entsprechende Angebot 
gibt. Die Fragen sind heute eigentlich eher andere. Was ist 
z.B., wenn ein Objekt als Sicherheit dient, das noch nicht 
energetisch saniert oder kein Neubau ist. Dann ist die Frage, 
was mit diesen Objekten passieren wird. Hätte man vor drei 
bis vier Jahren noch gesagt, ein Objekt der Energieef fizienz-
klassen G oder H bewertet man und nimmt es ins Portfolio, 
dann wird jetzt [...] mit Sicherheit die damit verbundene 
Frage sein: Lieber Kunde, was hast Du mit diesem Objekt 
vor, wo möchtest Du mit diesem Objekt in fünf Jahren ste-
hen, welche Transformation hast Du mit diesem Objekt vor? 
Ich kann mir vorstellen, dass es in zwei, drei Jahren eine Si-
tuation geben kann, in der man sagt, ich finanziere ein sol-
ches Objekt nur noch, wenn es ein hartes Commitment zu 
einer solchen Transformation gibt, was dann auch kredit-
vertraglich verankert wird.“

Versicherungen: Strenger agiert die Versicherungswirt-
schaf t. Auf dem letztjährigen Symposium des Gesamtver-
bands der versicherungsnehmenden Wirtschaf t (GVNW) 
beklagten Versicherungsnehmer die Fokussierung der 
Versicherer auf die ESG-Regeln. Daraus resultiert, dass al-
les, was mit Kohle und Öl zu tun hat, nicht mehr versichert 
wird. Auf die Kritik des BMW-Finanzvorstands Walter 
Mertl, dass ESG-Kriterien kein Argument für das Reduzie-
ren oder das Versagen des Versicherungsschutzes sein 
dürfen, entgegnete Axa-Konzernchef Thomas Buberl 
(Fromme, Herbert und Gröger, Anne-Christin 2024, S. 30.):
„Wenn wir weiter in Kohle investieren und diese versichern 
und die daraus erwirtschaf tete Rendite damit vergleichen, 
was wir an Mehrkosten für Naturkatastrophen und Kranken-
versicherung haben, steht das in keinem Verhältnis. [...] Des-
wegen haben wir uns schon früh aus der Kohle-Versicherung 

verabschiedet und das Geschäf t langsam runtergefahren. [...] 
Wenn eine Firma einen klaren Plan für die grüne Transforma-
tion hat, sind solche Risiken auch für uns noch versicherbar.“

Prüfungsverbände / Wirtschaf tsprüfer: Innerhalb der 
Wohnungswirtschaf t verlangen nun auch die Prüfungs-
verbände, dass Maßnahmen zur Umrüstung der Heizun-
gen im Bestand, Maßnahmen in Bezug auf die Gebäude-
hülle mit der Dämmung von Dächern, Fassaden und Kel-
lerdecken sowie Maßnahmen zur Erneuerung von Fens-
tern in den langfristigen Unternehmensplanungen der 
Unternehmen zu berücksichtigen sind. Konkret führte 
der Verbandsdirektor des VdW Bayern, Andreas Prit-
schet, im Hinblick auf die zukünf tigen Jahresabschluss-
Prüfungen aus, dass Bestandsanalyse und Klimastrate-
gie Einzug in den Prüfungsbericht halten werden! Als un-
genügend – mit Vermerk im Prüfungsbericht – werden 
Wohnungsunternehmen dann bewertet, wenn (vgl. Prit-
schet, Andreas 2024, Folie 30.):

 ʠ keine strukturierten Bestandsanalysen durchgeführt,
 ʠ keine Klimastrategien entwickelt,
 ʠ keine Maßnahmen zur CO2-Reduzierung in den Unterneh-

mensplanungen berücksichtigt wurden.

Bereits bisher verpflichtet die Gesetzes-
lage zu Planung und Controlling

Bereits 1998 hatte der Gesetzgeber mit dem KonTraG den 
ersten Schritt getan, Unternehmen nicht nur zu Risiko-
management, sondern auch zu Controlling zu verpflich-
ten! Neben dem § 91 AktG (Risikofrüherkennung, Risiko-
management) wurde auch der § 90 AktG geändert. So 
hat der Vorstand nach § 90 Abs. 1 Nr. 1 AktG dem Auf-
sichtsrat zu berichten über:

§ 90 Abs. 1 Nr. 1 neu:
„1. die beabsichtigte Geschäf tspolitik und andere 
grundsätzliche Fragen der Unternehmensplanung 
(insbesondere die Finanz-, Investitions- und Perso-
nalplanung);“

In der Gesetzesbegründung ist folgendes ausgeführt 
(Bundesregierung 1998, S. 15.):
„Die Kontrolle des Aufsichtsrats darf nicht nur retrospektiv 
sein, sondern muss sich gerade auch in die Zukunf t richten (Ex-
ante-Kontrolle). Hier werden langfristige Weichenstellungen 
und kostenwirksame Entscheidungen getrof fen, durch die das 
Unternehmen später festgelegt ist. [...] Der Begrif f ‚Unterneh-
mensplanung‘ bringt das Gewollte besser zum Ausdruck. Bei-
spielhaf t zu nennen sind die kurzfristige, die mittelfristige 
(Mehrjahresplan) und die langfristige Planung (Unterneh-
mensplan). [...] Die Vorschrif t [...] umreißt zugleich die Aufgabe 
des Vorstands, die auch die Unternehmensplanung umfasst.“ 
Mit der Benennung und Abgrenzung der Fristigkeiten 
schließt der Gesetzgeber explizit die langfristige Unterneh-
mensplanung in die nun für den Vorstand verbindlich vor-
geschriebene Planung mit ein, wenn er nicht sogar sein 
Hauptaugenmerk darauf richtet. In der betriebswirt-
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schaf tlichen Literatur kann die Fristigkeit von 
langfristigen, strategischen Plänen je nach 
Unternehmensgröße und Branchenzugehö-
rigkeit bis zu 30 Jahren betragen (vgl. Müller-
Stewens, Günter 2024).

Das 2002 erlassene TransPuG beinhaltete 
weitere Schritte in Richtung Controlling-
Pf licht. Im Mittelpunkt der Betrachtung 
stand erneut der § 90 AktG. Der Vorstand hat 
dem Aufsichtsrat nach § 90 Abs. 1 Nr. 1 AktG 
demnach zu berichten über:

§ 90 Abs. 1 Nr. 1 neu:
„1. die beabsichtigte Geschäf tspolitik und 
andere grundsätzliche Fragen der Unter-
nehmensplanung (insbesondere die Fi-
nanz-, Investitions- und Personalpla-
nung), wobei auf Abweichungen der tat-
sächlichen Entwicklung von früher be-
richteten Zielen unter Angabe von 
Gründen einzugehen ist“.

Mit der Vorgabe der Berichterstattung zur 
Umsetzung der Unternehmensplanung (auch 
Steuerung genannt) ist der zweite Schritt ge-
tan. Die Forderung nach Kontrolle der Zieler-
reichung durch Soll-Ist-Abweichungen sowie 
deren Begründungen vollzieht dann den letz-
ten Schritt. Eine breit akzeptierte Definition 
von Controlling lautet: Planung, Steuerung 
und Kontrolle (vgl. z.B. Horváth, Péter 1990, 
S. 238; vgl. ebenso Küpper, Hans-Ulrich u.a. 
1990, S. 435; vgl. ebenso Hahn, Dietger und 
Hungenberg, Harald 2001, S. 265; vgl. ebenso 
Weber, Jürgen 2024). Folgt man dem Gedan-
kengang, kann ab 2002 von einer Controlling-
Pflicht gesprochen werden. 

2005 hat der Gesetzgeber zudem im UMAG die 
Konsequenzen festgelegt, die bei Nichtbefolgen 
obiger Regelungen eintreten, nämlich die Scha-
densersatzpflicht des Vorstands bei gleichzeitig 
umgekehrter Maßgeblichkeit im Streitfall (vgl. § 
93 Abs. 2 Nr. 2 AktG)! Für den Vorstand gilt nach 
§ 93 Abs. 1 Nr. 2 AktG folgendes:

§ 93 neu:
„(1) Die Vorstandsmitglieder haben bei 
Ihrer Geschäf tsführung die Sorgfalt eines 
ordentlichen und gewissenhaf ten Ge-
schäf tsleiters anzuwenden; Eine Pflicht-
verletzung liegt nicht vor, wenn das Vor-
standsmitglied bei einer unternehmeri-
schen Entscheidung vernünf tigerweise 
annehmen durf te, auf der Grundlage an-
gemessener Information zum Wohle der 
Gesellschaf t zu handeln. [...]“

Mit dieser sogenannten Business Judgement 
Rule ist der haf tungsfreie unternehmerische 
Beurteilungs- und Handlungsspielraum an-
gesprochen. Stellen sich auf Grundlage an-
gemessener Information getrof fene Ent-
scheidungen ex post als fehlerhaf t heraus, 
muss nach dem neuen Satz 2 des § 93 Abs. 1 
AktG nicht gehaf tet werden („safe harbor“). 
Beurteilt der Vorstand ein Risiko hingegen in 
völlig unverantwortlicher Weise falsch, kann 
er nicht annehmen, zum Wohle der Gesell-
schaf t zu handeln (vgl. Schmidt, Joachim 
2020, S. 410). Da mit dem KonTraG über § 91 
Abs. 2 AktG die Bestandsicherungspflicht 
des Vorstandes Einzug gehalten hat, geht es 
um die Gefahr der Überschuldung oder Zah-
lungsunfähigkeit der Gesellschaf t (Schmidt, 
Joachim 2020, S. 412):
„Im Fokus steht also die Entscheidung, ob sich die 
Gesellschaf t die Eingehung eines Risikos unter 
Berücksichtigung ihrer Risikotragfähigkeit leis-
ten kann. [...] Die Untersuchung bestandsbezo-
gener Risiken ist deshalb nicht nur zu Beginn ei-
nes Projektes, sondern im Verlauf der gesamten 
Lebenszeit der Gesellschaf t erforderlich“.

Damit schließt sich der Controlling-Kreis 
von der langfristigen Unternehmenspla-
nung (§ 90 AktG) über den haf tungsfreien 
unternehmerischen Handlungsspielraum (§ 
93 AktG) mit der Begrenzung durch Be-
standsicherungspflicht und Risikotragfähig-
keit (§ 91 AktG), ermittelbar wiederum nur 
durch die langfristige Unternehmenspla-
nung (§ 90 AktG).

Investitionen erstrecken sich branchenab-
hängig über mehrere Perioden (z. B. Aufbau 
neuer Produktionsstandorte in der Automo-
bilindustrie, Umstellung der Wärmeversor-
gung in der Wohnungswirtschaf t) und kön-
nen gleichzeitig nicht isoliert betrachtet wer-
den. Beispielsweise sind bei Wohnungsun-
ternehmen daneben Neubauinvestitionen, 
Abschreibungen, Darlehensaufnahmen, Mo-
dernisierungs-, Instandhaltungs-, IT-Kosten, 
Gehaltserhöhungen, Kosten der Maschinen, 
Kosten der Jahresabschlussprüfung, Mieter-
höhungen, Forderungsausfälle, Zinserhö-
hungen etc. zu berücksichtigen, und zwar 
jährlich neu zu berücksichtigen! Vorgenann-
te Aspekte beeinflussen das jährliche Fi-
nanzergebnis sowie die Chancen auf Gewäh-
rung zusätzlicher Fremdmittel in unter-
schiedlicher Weise und damit die jährliche 
Risikotragfähigkeit. Nur eine integrierte Un-
ternehmensplanung ist in der Lage, diese 
Tatbestände abzubilden. Ohne Controlling 

mit integrierter Unternehmensplanung kei-
ne Risikofrühaufklärung, keine Risikotragfä-
higkeitsermittlung und somit kein haf tungs-
freier „safe harbor“ im Sinne der Business 
Judgement Rule!

Praxisbeispiel kommunales 
Wohnungsunternehmen

Was ist also konkret zu tun, wenn die Be-
rücksichtigung von Klimaschutzmaßnah-
men – auch nach Abschaf fung des Hei-
zungsgesetzes - sowohl aus Controlling-, als 
auch aus Risikogesichtspunkten („starke“ Si-
gnale) zwingend notwendig erscheint! Dies 
soll nun am Beispiel eines kommunalen 
Wohnungsunternehmen skizziert werden.

Zunächst müssen die damit im Zusammen-
hang stehenden Kosten ermittelt und bau-
technisch chronologisch sinnvoll sowie peri-
odengerecht zugeordnet werden. Dies er-
folgt mit den Planungs-Tools des im Unter-
nehmen eingesetzten Controllingsystems 
(Abb. 1). Die Planungs-Tools bestehen aus:
1. �Einem Investitionsplanungs-Tool für das 

Anlagevermögen, die Instandhaltung so-
wie die Bau- und Verkaufstätigkeit des 
Umlaufvermögens. Damit unterliegen die 
wesentlichen Tätigkeiten des Unterneh-
mens (Neubau, Modernisierung, Instand-
haltung, Bau- und Verkauf, BGA, Maschi-
nen etc.) einer maßnahmenspezifischen 
Detailplanung. 

2. �Einem Finanzierungs-Tool zur Berechnung 
von Finanzierungen aller Art (zur Darstel-
lung sämtlicher Konditionen und Zinsbe-
rechnungen in- und ausländischer Kredit-
geber für Ist- und Plan-Darlehen).

3. �Dem eigentlichen Planungstool. Dieses 
entspricht in seinem Aufbau der Konten-
gliederung des Jahresabschlusses des Un-
ternehmens und ermittelt zusätzlich aus 
Bilanz- und G&V-Daten – ohne Rückgrif f 
auf die übliche Kapitalflussrechnung - ei-
nen exakt abstimmbaren Finanzplan (vgl. 
dazu Jehle, Kurt 1976, S. 20 f f.). Die Daten 
aus dem Investitions- und Finanzierungs-
tool fließen hier gleichfalls ein. Aggregier-
te Plan-Ergebnisse werden mit einem Pla-
nungshorizont von 30 Jahren in folgender 
Ausprägung zur Verfügung gestellt (Abb. 1).

Am Unternehmensstandort steckt die kom-
munale Wärmeversorgung noch in den 
Kinderschuhen, sodass primär die Wärme-
pumpenlösung zum Zuge kommen soll. 
Das Unternehmen hat dazu bereits vor der 
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endgültigen Verabschiedung des Heizungs-
gesetzes pro Wohnanlage über die Anzahl 
der Wohnungen die Anzahl der Heizkörper 
ermittelt. Neben der m²-Wohnfläche sind 
die Heizungsart, deren Ef fizienzklasse so-
wie die aktuellen Verbräuche je m² bereits 
dokumentiert. 

In Zusammenarbeit mit einem Heizungs-
projektanten erfolgte dann die Kostenschät-
zung für Wärmepumpen im Geschosswoh-
nungsbau auf Basis der KW Heizleistung. Bei 
den Heizkörpern wurden 900 € pro Stück un-
terstellt, die Kostenermittlung für Wärme-
pumpen ergab 1.900 € pro KW, die Summe 

aus beiden wurde mit 20% Planungskosten 
beaufschlagt sowie ein hydraulischer Ab-
gleich mit 300 € pro Wohnung hinzuaddiert 
(Abb. 2).

Die Daten wurden dann nach bautechni-
schen, finanziellen sowie zeitlichen Ge-
sichtspunkten mit 2% Kostensteigerung p.a. 
im Investitionsplanungs-Tool erfasst (Abb. 3). 
Laut Planung wird 2025 mit der Umstellung 
begonnen! Das geplante Ende ist 2044 er-
reicht. Zusammen mit den anderen geplan-
ten Investitionsmaßnahmen, den damit in 
Verbindung stehenden Abschreibungen, 
den Bestandsdatenänderungen (Wohnun-
gen, Gewerbeeinheiten, Flächen), den Miet- 
sowie BK / HK – Änderungen, den Darle-
hensvalutierungen, den Zins- und Tilgungs-
leistungen etc. f ließen diese Daten in die 
Basis-Planung ein.

Die Kosten der Umstellung auf Wärme-
pumpen wurden als Modernisierungskos-
ten deklariert, in der Basis-Planung erfolgt 
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Abb. 1: Integrierte Planungsergebnisse des Planungstools

Abb. 2: Kostenschätzung der Bestandsumstellung auf Wärmepumpen

Abb. 3: Ausschnitt der Kostenerfassung für die Wärmepumpen-Lösung im Investitionsplanungs-Tool
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die Aktivierung innerhalb der Position 
Grundstücke mit Wohnbauten. Auf Unter-
nehmensebene führt die Aggregation aller 
Investitionen und Teilpläne dann zu den Fi-
nanzplanergebnissen (Abb. 4). Der Pla-
nungshorizont beträgt dabei 30 Jahre. 

Die Umsetzung der Wärmepumpen-Lösung 
ist für die Jahre 2025 bis 2044 vorgesehen. 
Wie Abb. 2, 3 zeigen, sind dafür – nach Abzug 
von Fördermitteln i.H.v. 5,6 Mio. € – Kosten 
(auf Basis 2023) von 13, 4 Mio. € errechnet 
worden. Für die eigentlichen Kernaufgaben 
des Unternehmens sind im gleichen Zeitraum 
189,3 Mio. € (auf Basis 2023) veranschlagt. Die 
Umsetzung der Vorgaben des Heizungsge-
setzes betragen somit 7% der gesamten In-
vestitionskosten dieser Zeitspanne. Die Wär-
mepumpen-Lösung wird vom Unternehmen 
mit Eigenkapital finanziert. f
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Abb. 4: Finanzplan (aus Darstellungsgründen erstreckt sich der Finanzplan nur über 7 Planjahre bis 2030)


